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Bankgesellschaft Berlin – ein 
„vorprogrammierter“ Krisenfall? 
 Folge 3

Sebastian Eichfelder

Im Zuge der Gründung der Bankgesell-
schaft Berlin waren teils gegensätzliche 
Ziele verfolgt worden. Die geplante Hol-
ding sollte dem Rechtsmantel der alten 
Berliner Bank entsprechen, was die Aquisi-
tion von strategischen Investoren und von 
Eigenkapital vereinfachte, die Fungibilität 
der Anteile erhöhte und damit die Aktivie-
rung von Landesvermögen ermöglichte, 
und zudem Streitigkeiten mit Altaktio-
nären der BB vermied. Weiterhin sollte der 
öffentlich-rechtliche Status der Landes-
bank erhalten bleiben, da andernfalls ein 
Verlust des Traditionsnamens „Berliner 
Sparkasse“ drohte und die Gewährträger-
haftung des Landes mit einem guten  
Rating und damit günstigen Refinanzie-
rungsmöglichkeiten verbunden war. Die 
bisherige Sonderstellung einschließlich 
Steuerbefreiung der IBB sollte durch die 
Einbringung der Landesbank in die Holding 
jedoch nicht tangiert werden.

Als atypisch stille Beteiligung

Diese Ziele konnten letztlich dadurch er-
reicht werden, dass die Landesbank (ohne 
IBB)1) zu 75 Prozent als atypisch stille Betei-
ligung in die Bankgesellschaft eingebracht 
und ein umfassendes Vertragswerk zwischen 
der Holding, dem Land Berlin und den ein-
zelnen Kreditinstituten abgeschlossen wur-
de. Entsprechend der rechtlichen Konstruk-
tion bestand ein getrennter Markt auftritt 
der Gründungsinstitute und der Holding: 
„Unter dem Dach einer die Gruppe steu-
ernden Holding, die gleich zeitig als Bank 
für das Investmentbanking des gesamten 
Konzerns zuständig ist, sind rechtlich selbst-
ständige Tochterbanken mit ganz unter-
schiedlichen Geschäftsschwerpunkten und 
Kulturen angesiedelt. Die Holding steuert 
den Konzern allein nach Rentabilitätskrite-
rien, so daß die Töchter ihren eigenstän-
digen Marktauftritt beibehalten und sich 
weiterhin erfolgreich positionieren können.“2)

Aus der gewählten Konstruktion resultierte 
demnach die Kontinuität bisher bestehen-
der Organisations- und Geschäftsstrukturen 
der Einzelinstitute. Deutlich wird dies an-
hand des Filialnetzes im Retail- und Fir-
menkundengeschäft, das 1996, bei insge-
samt 439 Filialen und Niederlassungen des 
Konzerns, 114 Geschäftsstellen der BB in 
Berlin und Brandenburg, elf nationale  
Niederlassungen der BB, 113 Filialen der 
Allbank, 172 Filialen der LBB in Berlin, sechs 
Regionaldirektionen der LBB in Branden-
burg, die Berliner Niederlassung der Berlin 
Hyp sowie zehn Geschäftsstellen der da-
mals bereits vereinigten Berlin-Hannover-
schen Hypothekenbank umfasste. Trotz 
zahlreicher Überschneidungen im Berliner 
Stadtgebiet, auf das 1996 immerhin drei 
Viertel aller Filialen entfielen, verringerte 
sich deren Zahl seit 1994 nur unwesentlich 
um zwölf. 

Die heterogene Konzernstruktur zeigt sich 
auch in der Zusammensetzung des Kon-
zernvorstandes, der sich 1994 ausschließ-

lich aus Vertretern der Tochterbanken zu-
sammensetzte. Den Sprecherposten teilten 
sich Steinriede (BB) und Moser (LBB),  
den Aufsichtsratsvorsitz übernahm Edzard 
 Reuter (BB).

Umstrukturierungen

Ungeachtet der angedeuteten Kontinuität 
der Einzelinstitute, war der Konzernaufbau 
mit wesentlichen Umstruktu rierungen im 
Beteiligungsportfolio verbunden:

– Zum 1. Januar 1995 wurde die Allbank 
mit der DSK Deutsche Spar- und Kredit-
bank zur zweitgrößten deutschen Privat-
kundenbank vereinigt. 

– Die Luxemburger Tochterinstitute von 
LBB und BB wurden zum 1. Januar 1995 
zur Bankgesellschaft Berlin International 
S. A. fusioniert.

– Gemeinsam gründeten LBB, BB und BGB 
im Dezember 1994 die Bankgesellschaft 
Berlin Finance (Ireland) plc. als Refinanzie-
rungsgesellschaft in Dublin.

– Aufgrund von Rechtsstreitigkeiten sowie 
Verhandlungen mit der Nord-LB als Groß-
aktionär der Braunschweig-Hannoverschen 
Hypothekenbank konnte die geplante Fu-
sion mit der Berlin Hyp erst zum 1. Januar 
1996 realisiert werden. 

– Die LBB Immobilien- und Baumanage-
ment mbH wurde 1996 in die Immobilien- 
und Baumanagement der Bankgesell-
schaft Berlin GmbH (IBG) umgewandelt, 
in der das gesamte Immobiliengeschäft 
der Bankgesellschaft gebündelt werden 
sollte. Die IBG umfasste Ende 1996 rund 
30 mittelbare und unmittelbare Beteili-
gungen sowie mehr als 140 Objektgesell-
schaften und beschäftigte etwa 1 230 
Mitarbeiter.

Sebastian Eichfelder, Freie Universität 
 Berlin, Institut für Betriebswirtschaftliche 
Prüfungs- und Steuerlehre, Berlin

In den beiden ersten Folgen zur geschicht-
lichen Entwicklung der Bankgesellschaft 
Berlin (siehe Kreditwesen 03-2008 und 
05-2008) hat der Autor die Entwicklung 
der an der Gründung beteiligten Kredit-
institute geschildert und den Planungspro-
zess bis zum Vollzug der Konzerngründung 
dargestellt. Im dritten und abschließenden 
Teil geht es um Konzernstruktur und -auf-
bau, Geschäftsfelder und Geschäftsent-
wicklung sowie die  rückblickende Bewer-
tung: Auch bei einem Verzicht auf einen 
Zusammenschluss der  Berliner Kredit ins-
titute, so seine These, wäre es am Banken-
standort Berlin zu ähnlichen Krisen-
situationen gekommen. (Red.)
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– Die Überkreuzbeteiligungen von BB und 
LBB wurden ausgebaut und erstreckten 
sich 1996 auf 22 verbundene Unterneh-
men sowie vier weitere Beteiligungen. 

Strategische Maßnahmen bis 1996

Bei der Konzerngründung waren wesent-
liche Teilbereiche der BB, wie zum Beispiel 
der Treasury, Stabs- und Serviceab-
teilungen sowie wichtige Beteiligungen, 
Grundstücke und Handelsbestände bei der 
BGB AG (Berliner Bank alt) verblieben. Das 
operative Geschäftsfeld der Holding im 
Bereich Investmentbanking musste jedoch 
erst mit hohem Aufwand ausgebaut wer-
den. Die Mitarbeiterzahl der Holding nahm 
von 1994 bis 1996 um etwa 200 auf 882 
Angestellte zu. Die Bilanzsumme stieg von 
etwa 32 Milliarden DM auf 73,3 Milliarden 
DM. Ursprünglich war geplant, den Ausbau 
des Investmentbanking mittels einer Aqui-
sition zu beschleunigen. Die Übernahme 
des britischen Fondsmanagers Gartmore 
scheiterte jedoch. Neben dem Aufbau des 
Investment banking oblag der Holding der 
Aufbau eines konzerneinheitlichen Risiko-
managements. 

In dieser Hinsicht konnten jedoch nur 
Teilerfolge erzielt werden. Bezüglich der 
Handelsrisiken im ohnehin bei der Holding 
konzentrierten Investmentbanking finden 
sich bereits im Geschäftsbericht 1996 
quantitative Informationen auf Basis des 
„Value at Risk“ Ansatzes. Entgegen den 
 Ankündigungen im Geschäftsbericht 1994 
fehlen entsprechende Angaben aber für 
das Kreditgeschäft. Erst der Geschäftsbe-
richt 2000, der deutliche Defizite und Ver-
fahrensmängel in den vorherigen Jahren 
einräumt, bietet umfangreichere Informa-
tionen über die Risiko position des Kon-
zerns im Kreditgeschäft.  

Zur „(…) Sicherstellung einer gleichblei-
benden Qualität (…) sowie zur Erzielung 
von Synergieeffekten“3) wurden die Bank-
betriebe von LBB und BB in der LBB Be-
triebsservice GmbH und der BB Betriebs-
service GmbH zusammengefasst und mit 
weiteren Betriebsgesellschaften in der neu-
en Service-Zentrale (Projekt „Brunnenstra-
ße“) konzentriert, wo etwa ein Achtel der 
Konzernmitarbeiter beschäftigt werden sollte.  
Bezüglich einer Vereinheitlichung der Soft-
ware verständigte man sich auf die von der 
LBB genutzte dvg-Plattform der Nord-LB, 
die zum 1. Januar 1996 bei den Hypothe-
kenbanken eingeführt wurde. Die Umstel-

lung der BB war mit Problemen verbunden, 
die erst Ende 1996 als „(…) weitgehend be-
reinigt (…)“4) galten. Laut Berliner Zeitung 
hatte die BB einige Zeit „(…) ihr Krediten-
gagement nur schätzen können.“5) Ernst-
hafte Bemühungen bei der Umsetzung der 
Kostensynergien im Konzern dürften erst 
ab 1996 ergriffen worden sein. Im Rahmen 
von „Maßnahmen zur strategischen Ergeb-
nisverbesserung“ der Unternehmensbera-
tung McKinsey sollten bis 1998 rund 1 900 
Stellen abgebaut werden, davon 1 640 bei 
LBB und BB. Von Seiten der Unterneh-
mensberater war sogar ein Abbau von 
4 000 Stellen gefordert worden. 

Geschäftsfelder und 
Geschäftsentwicklung

Im Privatkundengeschäft trat der Konzern 
in Berlin unter den vier Marken Allbank, 
Berliner Bank, Berliner Sparkasse und We-
berbank an, was Vorstandssprecher Moser 
wie folgt begründete: „Es gibt in der Men-
talität der Kunden große Unterschiede. Be-
stimmte Kunden würden niemals von der 
Berliner Bank zur Sparkasse oder um-
gekehrt wechseln“.6) Konkrete Aussagen be-
züglich der Abgrenzung von Marktseg-
menten lassen sich allerdings aus den 
veröffent lichten Informationen des Kon-
zerns nicht entnehmen. Angesichts nach-
lassender Kon junktur und steigender 
 Arbeitslosigkeit entwickelten sich die 
Privatein lagen eher unerfreulich, während 
das Konsumentenkredit- und das Baufinan-
zierungsgeschäft Zuwächse verzeichneten.

Im Firmenkundengeschäft war die Bankge-
sellschaft mit den Marken Berliner Bank 
und Landesbank Berlin vertreten. Während 
das Einlagevolumen im Geschäft mit Fir-
menkunden gesteigert werden konnte, 
entwickelte sich das Kreditgeschäft eher 
schleppend. Im Zuge wirtschaftlicher Stag-
nation sowie einer nachlassenden Kredit-
nachfrage gingen die Margen zurück, wäh-
rend im Gefolge der Insolvenzwelle das 
 Risikopotenzial der Bank stetig anstieg. Die 
Berliner Bank wurde mehrfach in spek-
takuläre Firmeninsolvenzen verwickelt, wie 
1995 in die des österreichischen Bauunter-
nehmens Makulan oder des Lebensmittel-
herstellers Moksel. Bereits 1994 musste 
Vorstandssprecher Moser einräumen, dass 
man im Firmenkundengeschäft praktisch 
keinen Gewinn erwirtschaftet hatte. 

Wie schlecht es um die Risikosituation des 
Konzerns im Firmenkundenbereich bestellt 
war, zeigte sich im Geschäftsjahr 1996. In 
einer Radikalkur wurde die Risikovorsorge 
im Kreditgeschäft auf brutto 2,5 Milliarden 
DM angehoben. Davon entfielen etwa 
200 Millionen DM auf die Berlin Hyp, 
400 Millionen DM auf die Landesbank 
 sowie 1,6 Milliarden DM auf die Berliner 
Bank. Ausschlaggebend dürften die wirt-
schaftlichen Probleme in Ostdeutschland 
und Ostberlin gewesen sein. Einen Über-
blick der Entwicklung der bilanziellen 
Netto risikovorsorge gibt die Abbildung 2. 

Angesichts dieser krisenhaften Entwick-
lung war 1994 die Steigerung des Provi-

Abbildung 1: Struktur der Bankgesellschaft Berlin zum 1. Januar 1995

Quelle: Vgl. BGB Konzern, Geschäftsbericht 1994, Berlin 1995, 42, 112 f
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sionsergebnisses zu einem der primären 
Konzernziele erklärt worden, ohne dass in 
den Folgejahren ein nachhaltiges Wachs-
tum hätte erzielt werden können.  Güns-
tiger entwickelte sich der Bereich kommu-
nale Finanzierungen, auf den 1996 rund 
26 Prozent des Kreditvolumens entfielen, 
auch wenn die Margen in der Regel nied-
riger als im Firmenkundenbereich  lagen. 
Hier waren insbesondere die LBB und die 
Berlin Hyp tätig.

Der Geschäftsbereich Investmentbanking 
wurde vor allem durch die Holding BGB AG 
wahrgenommen. Trotz einer starken 
 Volumenausweitung blieb das Ergebnis  
der Holding bis 1996 negativ, soweit 
 Gewinnabführungen der Tochtergesell-
schaften außer Acht gelassen werden. Es 
ist aber zu berücksichtigen, dass die Hol-
ding zahlreiche Verwaltungsaktivitäten für 
die Tochterbanken übernahm, womit die 
Frage eines positiven Deckungsbeitrages 
durch das Investmentbanking letztlich of-
fen bleibt. Im Geschäft mit internationalen 

Schuldverschreibungen erwies sich die 
Landesbank von herausragender Bedeu-
tung für die Refinanzierung des Konzerns. 
1995 und 1996 entfielen über 50 Prozent 
des gesamten Emissionsvolumens von 
62,1 Milliarden DM auf die LBB, die wie-
derum Kredite an andere Konzerngesell-
schaften weiterleitete. 

Immobiliengeschäft

Unter Einbeziehung von Bürgschaften und 
(konzerninternen) Krediten an Banken ent-
fiel 1994 bis 1996 etwa ein Drittel des Ge-
samtkreditvolumens auf das Immobilien-
geschäft.  Kernregion war der Raum Berlin/
Brandenburg, als „(…) nicht nur der ange-
stammte Markt der Bankgesellschaft, son-
dern in den nächsten Jahren wohl auch der 
wichtigste Immobilienmarkt Mitteleuro-
pas.“7) Allein die Braunschweig-Hannover-
sche Hypothekenbank wies ein regional 
breit gefächertes Geschäft auf. Bis 1996 
konnte der Umfang des Immobi lien-
geschäftes noch einmal deutlich ausge-

weitet werden. Im Rahmen der Strategie 
„rund um die Immobilie“ sollte nicht  
nur das  Finanzierungsgeschäft im engeren 
Sinne, sondern „(…) die gesamte Wert-
schöpfungskette des Immobiliensektors 
(…)“8) abgedeckt werden, wobei vor allem 
das  Geschäft mit Geschlossenen Immobi-
lienfonds ausgebaut wurde. 

Das Emissionsvolumen steigerte sich von 
einigen hundert Millionen DM 1993 auf 
2,7 Milliarden DM 1996. Am Fondsvertrieb 
war neben den Konzernbanken ein Netz-
werk von über 600 Vertriebspartnern be-
teiligt. Die Fondsgestaltung wie auch der 
gesamte Dienstleistungsbereich „rund um 
die Immobilie“ oblag bis zur Gründung der 
IBG im Jahr 1996 den Tochtergesell-
schaften der Landesbank. Der Ausweis von 
Andienungsgarantien mit Laufzeiten über 
25 Jahre von 1,2 Milliarden DM in 1995 
und 2,2 Milliarden DM in 1996 kann als 
 Indiz angesehen werden, dass bereits zum 
damaligen Zeitpunkt riskante Garantiever-
pflichtungen eingegangen worden waren. 

BGB AG BGB Konzern
1994 1995 1996 1994 1995 1996

1) Bilanzsumme 31 997,0 48 841,6 73 268,6 246 154,0 281 553,4 337 457,9 
2) Personal (Mitarbeiterzahl) 681 732 882 16 282 16 860 16 928

Passiva 3) Verbindlichkeiten gegenüber Kunden 418,6 1 008,7 3 981,5 108 157,0 112 070,7 124 919,5
 Spareinlagen 0,0 0,0 0,0 17 032,3 18 907,4 20 327,4
 Bauspareinlagen 0,0 0,0 0,0 761,8 823,1 880,0
 Täglich fällige Verbindlichkeiten 0,0 520,4 1 186,4 14 170,2 17 679,1 23 673,7
 Andere Verbindlichkeiten 418,6 488,3 2 795,2 76 192,7 74 661,2 80 038,5
4) Verbindlichkeiten gegenüber  
Kredit instituten 24 579,1 41 161,6 56 234,0 69 383,0 85 704,4 98 949,1

5) Verbriefte Verbindlichkeiten 0,0 14,4 6 475,5 51 475,0 66 243,4 94 952,0
6) Rückstellungen 177,2 192,4 248,1 1 948,0 2 105,4 2 797,2
7) Haftendes Kapital 6 091,6 6 097,6 5 872,2 8 600,2 8 933,0 8 956,6
8) Eigenkapital 5 655,6 5 660,0 5 433,0 8 068,2 8 390,4 8 344,4

Aktiva 9) Forderungen an Kunden 2 144,4 2 360,0 4 493,0 145 426,0 154 822,3 176 800,3
 Kommunalkredite 1 269,5 1 738,4 1 153,0 51 178,8 50 679,0 58 663,0
 Hypothekarkredite der Realinstitute 0,0 0,0 0,0 26 502,3 30 605,0 33 045,0
 Durch Pfandrechte gesichert 0,0 0,0 0,0 22 427,8 24 564,0 26 824,0
 Sonstige 874,9 621,6 3 340,0 45 317,1 48 974,3 58 268,3
10) Forderungen an Kreditinstitute 10 386,2 20 549,9 28 962,8 45 782,0 56 648,0 68 437,1
11) Wertpapiere 11 390,8 16 268,8 28 325,1 34 131,0 47 102,2 66 854,2
 Festverzinsliche Wertpapiere 11 253,3 15 208,3 22 660,0 32 711,0 44 773,2 59 998,1
 Andere Wertpapiere 137,5 1 060,5 5 665,1 1 420,0 2 329,0 6 856,1

GuV 12) Zinsüberschuss 638,7 658,3 1 102,0 3 381,2 3 501,4 3 696,2
  davon Gewinnabführungen/  

Beteiligungen 581,8 502,0 844,0 93,9 57,6 117,5

13) Provisionsüberschuss 70,5 29,2 33,0 710,0 627,4 685,0
14) Handelsüberschuss - 46,7 75,5 - 28,3 - 77,5 87,1 74,3
15) Verwaltungsaufwand 232,9 269,6 502,7 2 398,6 3 316,8 3 654,2
16) Sonstiges Ergebnis 53,6 - 22,2 144,6 28,4 705,4 906,5
17) Risikovorsorge 133,0 58,7 691,6 979,7 753,0 1 502,4
18) Betriebsergebnis 350,2 412,5 57,0 663,8 851,5 205,4
19) Jahresüberschuss 256,0 244,2 12,9 422,4 476,0 47,2

Quelle: Vgl. BGB, Geschäftsberichte 1994 bis 1996, Berlin 1995 bis 1997; BGB Konzern, Geschäftsberichte 1994 bis 1996, Berlin 1995 bis 1997. Die Kennzahlen wurden  
analog zum Vorgehen bei der Berliner Bank (vgl. ZfgK 03-2008, Seite 125) ermittelt. Ab 1995 sind bezüglich der Unterpositionen von 9) nur gerundete Daten verfügbar.

Abbildung 2: Geschäftskennzahlen der BGB AG und des BGB Konzerns
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Angesichts der Lage auf dem Berliner 
 Immobilienmarkt ist  davon auszugehen, 
dass sich die Risiko situation im Immobi-
liengeschäft spätes tens seit 1996 deutlich 
verschlechterte.

Absehbare Schwierigkeiten?

Bereits drei Jahre nach ihrer Gründung be-
fand sich die Bankgesellschaft Berlin in 
 einer bedrohlichen Situation, die sich vor 
allem aus der ungünstigen Ertragslage er-
gab. Dies wirkte sich auf die Eigenkapital-
quoten nach KWG aus. 1994 konnte man 
auf eine „(…) ausgezeichnete Eigen-
kapitalausstattung (…) von insgesamt 
14,3 Prozent, davon ein Kernkapital von 
7,6 Milliarden DM oder 11,6 Prozent der 
Risikoak tiva (…)“9) verweisen. Bis 1996 war 
die Gesamtkapitalquote auf acht Prozent  
zurückgegangen. Es stellt sich die Frage, 
inwieweit sich diese Probleme auf die 
Gründung des Konzerns sowie dabei 
 begangene „Fehler“ zurückführen lassen.

Im Rahmen der Konzerngründung schei-
nen betriebswirtschaftliche Gesichtspunkte 
nicht unbedingt ausschlaggebend gewesen 
zu sein. Vielmehr spielten die Haushalts-
interessen des Landes sowie die ungünstige 
Eigenkapitalsituation der BB eine wesent-
liche Rolle. Im Zuge der gegensätzlichen 
Interessen zahlreicher Akteure, wie etwa 
den Parteien des Abgeordnetenhauses, den 
Gewerkschaften HBV und ÖTV, dem DSGV 
oder den Gründungsinstituten, schied  
eine gesellschaftsrechtlich unproblema-
tische Fusion relativ frühzeitig aus. Da die 
weitere Diskussion vor allem durch die Fra-
ge des Erhalts des öffentlich-rechtlichen 
Status der Sparkasse geprägt war, wurden 
Aspekte wie etwa die Risikoabschirmung 
oder betriebswirtschaftliche Fragen in den 
Hintergrund gedrängt.

So waren im Rahmen des Zusammen-
schlusses, wie etwa Sanierungsvorschläge 
von McKinsey 1996 verdeutlichen, Syner-
giepotenziale weder eindeutig identifiziert 

noch ausreichend genutzt worden. Dem-
entsprechend stiegen im Rahmen des Auf-
baus der Bankgesellschaft, wie bereits von 
Vorstandssprecher Moser prophezeit, der 
Arbeitsbedarf und damit die Verwaltungs-
kosten stetig an, was Abbildung 2 verdeut-
licht.

Eine einheitliche Unternehmensstrategie 
lässt sich nur bedingt feststellen. Insbeson-
dere die vor der Konzerngründung vorhan-

dene Konkurrenzsituation zwischen LBB 
und BB scheint auch im Rahmen des Kon-
zerns weiterhin fortbestanden zu haben. 
Entsprechende Spannungen zeigten sich 
schon im Rahmen des Gründungsprozesses 
bei der Gestaltung der rechtlichen Kon-
zernstruktur sowie der Bewertung der 
Konzerngesellschaften.

Der Zusammenschluss war demgegenüber 
verbunden mit einer deutlichen Zunahme 
an Komplexität, wie etwa die Probleme bei 
der  Einführung einer einheitlichen Kon-
zernsoftware oder beim Aufbau des Risiko-
managements belegen. Durch die Expansion 
und die Gründung weiterer Tochtergesell-
schaften wurde der Konzern zunehmend 
unübersichtlich. Diese Entwicklung dürfte 
die Steuerungsfähigkeit des Unternehmens 
beeinträchtigt haben, auch deshalb, da an-
scheinend keine stichhaltigen Zahlen über 
die Risikosituation vorlagen.

Die Gründung der Bankgesellschaft dürfte 
zudem durch die Erschließung der Eigen-
kapitalreserven von WBK und LBB sowohl 
der Berliner Bank (neu) als auch der Berlin 
Hyp ein Wachstum ermöglicht haben, das 
ohne einen Zusammenschluss nicht denk-
bar gewesen wäre. Gleiches gilt für den 
Ausbau des Investmentbanking der BGB 
AG. Da die Refinanzierung des Konzerns 
weitgehend durch die Landesbank erfolgte, 
die das eingeworbene Kapital als Kredit 
weiterreichte, war mit der Gründung des 
Konzerns effektiv ein erhöhtes Risiko der 
LBB und damit eine Ausweitung der Ge-
währträgerhaftung des Landes verbunden.

Alternative Erklärungsansätze der Krise

Diese Ausführungen machen deutlich, dass 
die Bankgesellschaft bereits zum Zeitpunkt 
der Gründung mit ernst zu nehmenden 
Schwächen belastet war. Daraus lässt sich 
jedoch nicht die Schlussfolgerung ziehen, 
dass in der Gründung des Instituts die ent-
scheidende Ursache des späteren Scheiterns 
zu sehen ist. Vielmehr sprechen die fol-
genden Gesichtspunkte dafür, dass es auch 
bei einem Verzicht auf einen Zusammen-
schluss der Berliner Kreditinstitute zu ähn-
lichen Krisensituationen gekommen wäre.

Sowohl die Landesbank als auch Berlin Hyp 
und Berliner Bank hatten in der relativ 
kurzen Boomphase zwischen 1990 und 
1993 ihr Engagement im Firmenkunden- 
und Immobiliengeschäft massiv ausge-
weitet. Mit dieser Expansionsstrategie 
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subventionierten Markt heraus versuchte, 
in bereits besetzte Marktsegmente vorzu-
stoßen. In ähnlicher Form können die Fehl-
entwicklungen im Rahmen der Gründung 
der Bankgesellschaft als Folgen von Trans-
formationsprozessen interpretiert werden. 
Mit Ausnahme der BB waren sämtliche 
Gründungsinstitute fast ausschließlich im 
subventionierten Berliner Bankenmarkt  
tätig gewesen. Die Erfahrungen der Ber-
liner Pfandbrief-Bank beschränkten sich 
weitgehend auf das Geschäft im sozial ge-
förderten Wohnungsbau. 

Es ist anzunehmen, dass die rasche  
Expansion dieser Institute in einem dyna-
mischen Wachstumsmarkt mit hohen 
Risiken verbunden war. Dabei ist zu berück-
sichtigen, dass auf die kurze Boomphase 
der Berliner Wirtschaft zu Beginn der 
neunziger Jahre eine lange rezessive Pe-
riode folgte und dass auch andere Berliner 
Kreditinstitute, wie etwa die Berliner 
 Volksbank, die Grundkreditbank oder die  
Köpenicker Bank, von existenzbedrohenden 
Entwicklungen betroffen waren. Aus dieser 
Perspektive erscheint die Krise der Bank-
gesellschaft Berlin als ein Beispiel für An-
passungsprobleme, die sich im Rahmen der 
Transformation von geschlossenen und 
subventionierten hin zu offenen Banken-
märkten ergeben können.

Der vollständige Beitrag ist nach Erscheinen dieser 
letzten Folge zusammen mit einem umfangreichen 
Literatur- und Quellenverzeichnis als Diskussions-
beitrag Nr. 2008/1 des Fachbereichs Wirtschaftswis-
senschaft der Freien Universität Berlin im Internet 
veröffentlicht. Vergleiche www.wiwiss.fu-berlin.de/
verwaltung-service/bibliothek/diskussionsbei traege/
diskussionsbei traege-wiwiss/2008/index.html. 

Fußnoten
1) Die IBB blieb eine gesondert geführte Abteilung 
der LBB, ohne jedoch Teil des Konzerns BGB zu wer-
den.
2) BGB Konzern, Geschäftsbericht 1994, Berlin 1995,  
40.
3) BGB Konzern, Geschäftsbericht 1994, Berlin 1995, 
72.
4) BGB Konzern, Geschäftsbericht 1996, Berlin 1997, 
57.
5) Christoph Keese, Interner Bericht löst Spekula-
tionen um die Lage der Berliner Bank aus, in: Ber liner 
Zeitung 20. Juli 1998.
6) Äußerung Mosers bei: Die Welt, „Berliner Immo-
bilienmarkt ist eine Anhängepartie“, in: Die Welt 
1. April 1996.
7) BGB Konzern, Geschäftsbericht 1994, Berlin 1995, 
63.
8) LBB, Geschäftsbericht 1996, Berlin 1997, 23.
9) Vgl. Wolfgang Steinriede, Ansprache in der Haupt-
versammlung der Bankgesellschaft Berlin AG am 
 22. Juli 1994 in Berlin, in: Beilage zu Die Aktien-
gesellschaft 9 (1994), 7.

 verbunden war ein Anstieg der Beschäftig-
tenzahlen und damit der Verwaltungs-
kosten. Infolge der konjunkturellen Ab-
schwächung ab 1993 kamen  Firmenkunden 
zunehmend in Zahlungsschwierigkeiten. 

Als Resultat dieser Entwicklung ist die erste 
Wertberich tigungskrise der Bankgesell-
schaft Berlin 1996 zu sehen, die vor allem 
die im Firmen kundengeschäft stark enga-
gierte Berliner Bank betraf. Es erscheint 
unwahrscheinlich, dass im Zuge der dama-
ligen  Risikovorsorge sämtliche „Altlasten“ 
seit Beginn der neunziger Jahre bereinigt 
worden waren. Mit dem Einbrechen des 
Berliner Immobilienmarktes wurde abseh-
bar, dass auch in diesem Bereich umfas-
sende Wertberichtigungen erforderlich sein 
würden. Dies betraf insbesondere die stark 
im Immobilienbereich engagierten Institute 
LBB und Berlin Hyp. Eine weitere Wertbe-
richtigungskrise war somit absehbar und 
hätte wohl auch ohne Gründung der Bank-
gesellschaft zu einer ernst zu nehmenden 
Belastung der Gründungsinstitute geführt.

Mitverantwortlich für die hohen Geschäfts-
risiken und die steigenden Ver wal tungs-
kosten des Konzerns war eine Strategie, die 
auf schnelles Wachstum ausgerichtet war. 
Allerdings kann diese Geschäftspolitik nicht, 
wie etwa der Untersuchungsausschussbe-
richt des Abgeordnetenhauses sug geriert, 
als Folge der Gründung der Bankgesell-
schaft Berlin interpretiert werden. Die Ent-
wicklung der beteiligten Kreditins titute 
macht deutlich, dass bereits im Vorfeld des 
Zusammenschlusses eine entsprechende 
strategische Ausrichtung erfolgt war. Dem-
entsprechend kann die Gründung der Bank-
gesellschaft zumindest für den Fall der BB 
als Maßnahme interpretiert werden, die 
 bisherige „All finanzstrategie“ weiterhin ver-
folgen zu können.

Als einziges der Gründungsinstitute  hatte 
die BB bereits vor der Wiedervereinigung 
den „Absprung“ aus dem subventionierten 
und räumlich beschränkten Berliner Ban-
kenmarkt gesucht. Diesen Expansionsbemü-
hungen war trotz guter konjunktureller 
Rahmenbedingungen in den achtziger Jah-
ren nur wenig Erfolg beschieden. Vielmehr 
hatten die damit verbundenen Investitionen 
sowie hohe Wertberichtigungen die Eigen-
kapitalbasis der BB nachhaltig geschwächt. 

Die damaligen Probleme der BB können als 
Anpassungsschwierigkeiten eines Kredit-
instituts angesehen werden, das aus einem 
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